
Beglaubigte Abschrift

VERWALTUNGSGERICHT MAGDEBURG
^hj\„.^

Aktenzeichen: 8 B 194/20 MD

BESCHLUSS

In der Verwaltungsrechtssache

der

Antragstellerin,
Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte kkl - Kanzlei-KolIektiv-Leipzig,

Weißenfelser Straße 48 a, 04229 Leipzig

gegen

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Bundesminister
des Innern, für Bau und Heimat, dieser vertreten durch den Präsidenten
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge,
Frankenstraße210, 90461 Nürnberg

Antragsgegnerin,

wegen

Asylrechts - Eilverfahren (Dublin-Verfahren nach § 29 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, a) AsylG) -
Litauen Antrag nach § 80 Abs. 7 VwGO

hat das Verwaltungsgericht Magdeburg - 8, Kammer - am 26. November 2020 durch die
Einzelrichterin beschlossen:

Die aufschiebende Wirkung der am 06.09.2019 erhobenen
Klage der Antragstellerin gegen die Abschiebungsanordnung
in Ziffer 3 des Bescheides des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge vom 28.08.2019 wird unter^bänderung des Be-
Schlusses vom 27.09.2019 ^B^^IU^ngeordnet.
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Die Antragsgegnerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.
Gerichtskosten werden nicht erhoben.

Gründe:

Der bei dem beschließenden Gericht gestellte Antrag,

den Beschluss des Gerichts vom 27.09.2019 (Az. 7 B 347/19 MD) abzuändern
und die aufschiebende Wirkung anzuordnen,

hat Erfolg. Der Antrag ist zulässig und begründet.

Gemäß § 80 Abs. 7 S. 1 und 2 VwGO kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag einer
der Beteiligten Beschlüsse über Anträge nach Abs. 5 wegen veränderter oder im ur-
sprünglichen Verfahren ohne Verschulden nicht geltend gemachter Umstände jederzeit
aufheben oder abändern.

Das Verfahren nach § 80 Abs. 7 VwGO dient nicht in der Art eines Rechtsmittelverfah-
rens der Überprüfung, ob die vorangegangene Entscheidung formell und materiell richtig
ist. Es eröffnet vielmehr die Möglichkeit, einer nachträglichen Änderung der Sach-und
Rechtslage Rechnung zu tragen. Prüfungsmaßstab für die Entscheidung ist daher allein,
ob nach der jetzigen Sach- und Rechtslage die Anordnung der aufschiebenden Wirkung
der Klage geboten ist (vgl. BVerwG, Beschluss vom 10.03.201 1 - 8 VR 2/11 - zitiert nach
juris).

Unter Berücksichtigung dieses Maßstabes ist eine Abänderung des Beschlusses der
Einzelrichterin vom 27.09.2019 angezeigt. Die Antragstellerin hat wesentlich veränderte
Umstände vorgetragen, aus denen sich ergibt, dass ihr Interesse am vorläufigen Ver-
bleib im Bundesgebiet das öffentliche Vollzugsinteresse an der nach § 80 Abs. 2 S.1
Nr. 3 VwGO i.V.m. § 75 AsylG sofort vollziehbaren Abschiebungsanordnung nunmehr
überwiegt.

Ein Duldungsgrund nach § 60 Abs. 2 Satz 2 AufenthG liegt zunächst nicht vor. Danach
ist die Abschiebung eines Ausländers auszusetzen, wenn seine vorübergehende Anwe-
senheit im Bundesgebiet für ein Strafverfahren wegen eines Verbrechens von der
Staatsanwaltschaft oder dem Strafgericht für sachgerecht erachtet wird, weil ohne seine
Angaben die Erforschung des Sachverhalts erschwert wäre. Bei der angezeigten Straftat
nach § 184i StGB handelt es sich um ein Delikt, welches mit Freiheitsstrafe bis zu zwei
Jahren oder mit Geldstrafe geahndet wird. Ausweislich der Definition in § 12 Abs. 1 StGB
handelt es sich demnach nicht um ein Verbrechen. Zudem fehlt es hier an der erforder-
lichen Mitteilung durch die Staatsanwaltschaft oder das Strafgericht, nach der die Anwe-
senheit der Antragstellerin im Bundesgebiet als sachgerecht erachtet wird. Im Rahmen
der Vorschrift ist auch nicht zu prüfen, ob eine solche Erklärung zu erteilen wäre. Weder
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die Ausländerbehörde noch die Verwaltungsgerichte haben zu entscheiden, ob die An-
Wesenheit eines Ausländers für ein Strafverfahren wegen eines Verbrechens erforderlich
ist. Darüber befinden Staatsanwaltschaften und Strafgerichte in eigener Zuständigkeit
und Verantwortung. Diese Kompetenzzuweisung ergibt sich aus dem Wortlaut der Vor-
schrift und der Regelungssystematik. Durch die Verwendung der Wörter „erachtet wird"
macht der Gesetzgeber deutlich, dass es ihm im Hinblick auf die Erforderlichkeit der
Anwesenheit eines Ausländers für ein Strafverfahren auf die Einschätzung der für dieses
Verfahren zuständigen Stellen ankommt (vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Beschluss vom
19.12, 2018-7B11346/18-juris, Rn. 7).

Die Antragstellerin hat glaubhaft gemacht, dass wegen der Strafanzeige vom'
ein dringender persönlicher Grund anzunehmen ist. Ihr ist daher eine Duldung nach
§ 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG zu erteilen ist.

Eine Duldung nach dieser Vorschrift kommt in Betracht, wenn nach dem Vorbringen des
Antragstellers und auf Grund der Aktenlage offensichtlich ist, dass die Antragstellerin
Opfer eines Verbrechens war, für dessen Aufklärung sie in Deutschland bleiben müsste.
Neben § 60a Abs. 2 Satz 2 AufenthG kommt eine Duldung wegen eines Strafverfahrens
allenfalls in Betracht, wenn der betroffene Ausländer erhebliche persönliche Interessen
an der Strafverfolgung hat. Denn dem öffentlichen Strafverfolgungsinteresse trägt be-
reits § 60a Abs. 2 Satz 2 AufenthG Rechnung. Ein erhebliches persönliches Interesse
ist anzunehmen, wenn der Ausländer im Strafverfahren nicht nur als Zeuge in Betracht
kommt, sondern Opfer ist. Bei Verbrechensopfern kann das Fehlen einer Erklärung über
die Erforderlichkeit der Anwesenheit nicht dazu führen, dass ihnen keine Duldung nach
§ 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG erteilt werden könnte, zumal das Nichtvorliegen dieser
Erklärung vielfältige Gründe haben kann (vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Beschluss vom
19.12.2018-7B11346/18.7D11347/18-juris, Rn. 8).

Da der Anzeige der Antragstellerin ein Vergehen zu Grunde liegt, ist hier zwar kein ver-
brechenstatbestand gegeben. Sowohl aus der Anzeige als auch aus den weiteren von
derAntragstellerin eingereichten Unterlagen ergibt sich, dass es noch weitere Anzeigen
gegen den Beschuldigten wegen gleichgelagerter Delikte gibt. Zudem hat die Antrag-
stellerin glaubhaft vorgetragen, dass sie in den sie persönlich betreffenden Fällen als
einzige Zeugin in Betracht kommt. Die Antragstellerin hat außerdem glaubhaft gemacht,
dass sie selbst Opfer einer Straftat geworden ist und ein erhebliches Interesse am Aus-
gang des strafrechtlichen (Ermittlungs-) Verfahrens hat. Unter Berücksichtigung dieser
Aspekte ist hier auch beim Vorliegen lediglich eines Vergehenstatbestandes ein dringen-
der persönlicher Grund der Antragstellerin und ein erhebliches öffentliches Interesse
glaubhaft gemacht.

Die Entscheidung über die Kosten folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO und § 83b AsylG.
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Der Beschluss ist gemäß § 801 AsylG unanfechtbar.

Dr.Sahn

Beglaubigt
Magdeburg, 26.11.2020

(elektronisch signiert)
Hüber, Justizsekretärin
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle




